


































auf die erschienenen LBEG Veröffentlichungen „Sulfatsaure Böden in niedersächsischen Küs-
tengebieten“ Geofakten 24 und „Handlungsempfehlungen zur Bewertung und zum Umgang mit
Bodenaushub aus (potenziell) sulfatsauren Sedimenten“ Geofakten 25 hin. Zudem liegt der Er-
lass „Umlagerung von potentiell sulfatsauren Aushubmaterialien im Bereich des niedersächsi-
schen Küstenholozäns“ (RdErl. d. MU vom 12.02.2019) vor. In diesen Unterlagen werden Hin-
weise für das Vor-Ort-Management gegeben sowie Möglichkeiten zum Umgang mit potentiell
sulfatsaurem Aushubmaterial  aufgezeigt.  Unsere  Auswertungskarten  können  auf  dem  NIBIS
Kartenserver eingesehen werden.

Gashochdruckleitungen, Rohrfernleitungen
Durch das Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe dazu verlaufen erdverlegte Gashochdrucklei-
tungen bzw. Rohrfernleitungen. Bei diesen Leitungen sind Schutzstreifen zu beachten, die von
jeglicher Bebauung und von tiefwurzelndem Pflanzenbewuchs frei zu halten sind. Bitte beteiligen
Sie den aktuellen Leitungsbetreiber direkt am Verfahren, damit ggf. erforderliche Abstimmungs-
maßnahmen (genauer Leitungsverlauf, Breite des Schutzstreifens etc.) eingeleitet werden kön-
nen. Der Leitungsbetreiber kann sich ändern, ohne dass es eine gesetzliche Mitteilungspflicht
gegenüber dem LBEG gibt.  Wenn Ihnen aktuelle  Informationen zum Betreiber bekannt  sind,
melden Sie diese bitte an Leitungskataster@lbeg.niedersachsen.de. Weitere Informationen er-
halten Sie  hier. Die beim LBEG vorliegenden Daten zu den betroffenen Leitungen entnehmen
Sie bitte der nachfolgenden Tabelle:

Objektna-
me

Betreiber Leitungstyp Leitungsstatus

-
Gasnetz Hamburg 
GmbH

Energetische oder nicht-energetische Lei-
tung

betriebsbereit / in Be-
trieb

- HanseWerk AG
Energetische oder nicht-energetische Lei-
tung

betriebsbereit / in Be-
trieb

Wenn  die  Beteiligung  der  Leitungsbetreiber  bereits  im  Rahmen  früherer  Planungsverfahren
durchgeführt wurde und zwischenzeitlich keine Veränderung des Leitungsverlaufs erfolgte, ist
die Erfordernis einer erneuten Beteiligung der genannten Unternehmen durch die verfahrensfüh-
rende Behörde abzuwägen.

Wir bitten darum, sich mit dem/den betroffenen Unternehmen in Verbindung zu setzen und die
ggf. zu treffenden Schutzmaßnahmen abzustimmen.

Sofern Ihr Planungsvorhaben Windenergieanlagen betrifft, wird auf die Rundverfügung: Abstand
von Windkraftanlagen (WEA) zu Einrichtungen des Bergbaus verwiesen,  auch zu finden als
Download auf der Webseite des LBEG.

Hinweise
Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, verweisen wir für Hinweise und
Informationen zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf den NIBIS  ®   Kartenserver  . Die Hin-
weise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen keine geotechnische Erkundung
und Untersuchung des Baugrundes bzw. einen geotechnischen Bericht.  Geotechnische Bau-
grunderkundungen/-untersuchungen sowie die Erstellung des geotechnischen Berichts sollten
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https://nibis.lbeg.de/cardomap3/?permalink=ZwlcGRh
https://www.lbeg.niedersachsen.de/startseite/karten_daten_publikationen/publikationen/geoberichte/geoberichte_24/geoberichte-24-109039.html
https://www.lbeg.niedersachsen.de/download/189660/Rundverfuegung_Abstand_von_Windkraftanlagen_WEA_zu_Einrichtungen_des_Bergbaus.pdf
https://www.lbeg.niedersachsen.de/download/189660/Rundverfuegung_Abstand_von_Windkraftanlagen_WEA_zu_Einrichtungen_des_Bergbaus.pdf
https://www.lbeg.niedersachsen.de/energie_rohstoffe/leitungskataster/das-lbeg-leitungskataster-932.html
mailto:Leitungskataster@lbeg.niedersachsen.de
https://nibis.lbeg.de/cardomap3/?TH=980.579%7C981.580&POS-BOX=32552990.754%7C5924323.53735091%7C32554326.6202%7C5925853.59868862;4647&POS-MARK=false&L-LEG=docked
https://nibis.lbeg.de/cardomap3/?TH=980.579%7C981.580&POS-BOX=32552990.754%7C5924323.53735091%7C32554326.6202%7C5925853.59868862;4647&POS-MARK=false&L-LEG=docked
https://www.lbeg.niedersachsen.de/karten_daten_publikationen/publikationen/geofakten/geofakten-872.html
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- Das Plangebiet befindet sich vollständig innerhalb des Wasserschutzgebietes Süderelbmarsch/ 
Harburger Berge in der Schutzzone III und hat eine sehr hohe Bedeutung für das Schutzgut 
Wasser, da es im Einzugsbereich der Flachbrunnen des Wasserwerks Süderelbmarsch liegt. 
Durch die neu versiegelten Flächen mit rund 38 ha (LBP S. 52) steht das Niederschlagswasser 
der Grundwasseranreicherung nicht mehr zur Verfügung. 

- Der B-Plan verursacht großflächige versiegelungsbedingte Folgen für den Boden- und 
Wasserhaushalt, wobei auch schutzwürdige Moorböden betroffen sind (Gewerbegebiet). 

- § 1 a Absatz 2 BauGB verlangt den flächensparenden Umgang mit Grund und Boden, das 
Vorhaben sieht entgegen diesem Grundsatz den Verbrauch von rund 70 ha vor, darunter 
landwirtschaftlich genutzte Flächen (42,6 ha Acker, ca. 9,1 ha Grünland), 3,3 ha Wald und ca. 
2,4 ha Ruderal- und Gehölzbiotope (u.a. gesetzlich geschützte Biotope) sowie sonstige 
vegetationsbestandene Flächen. Das Vorhaben verursacht erhebliche Auswirkungen auf das 
Schutzgut Pflanzen und Tiere (LBP, S. 144). 

- Das Vorhaben verursacht Auswirkungen auf das Naturschutzgebiet „Moorgürtel“, die FFH-
Gebiete bzw. EU-VSG „Moorgürtel“ und "Moore bei Buxtehude“, gesetzlich geschützte Biotope 
nach § 30 BNatSchG, Wald, festgesetzte Ausgleichsflächen und auf die vorkommenden streng 
und besonders geschützten Artenvorkommen aus den Gruppen der Brutvögel und 
Fledermäuse.   

 
Die Umsetzung des Bebauungsplanes löst in dieser Hinsicht einen hohen Ausgleichsbedarf und 
verschiedene Kompensationserfordernisse aus, die den Arten- und Biotopschutz, die 
naturschutzrechtliche Eingriffsregelung und die Herstellung der Verträglichkeit des Vorhabens mit den 
Erhaltungszielen des EU-Vogelschutzgebietes betreffen. 
 
Hinsichtlich der aufgeführten Belange und der erforderlichen Bewältigung der Eingriffsfolgen bei 
Umsetzung der Planung haben wir im Zuge der ersten Beteiligung mit Stellungnahme vom 17.2.2020 
und der erneuten Beteiligung mit Stellungnahme vom 9.6.2023 Beanstandungen und Mängel 
vorgebracht, die wir - soweit diese nicht berücksichtigt und ausgeräumt worden sind -  vollinhaltlich 
erneut geltend machen. 
 
Besonders hervorzuheben sind dabei: 
FFH-Belange/die FFH-Verträglichkeit des B-Planes:  
Obwohl einige Schadensbegrenzungsmaßnahmen für das Vorhaben angesetzt sind und über die 
vergleichbarer Vorhaben im Einwirkungsbereich der Natur- und Vogelschutzgebiete „Moorgürtel“ und 
„Moore bei Buxtehude“ hinausgehen, haben wir Zweifel, ob sie den hohen Anforderungen an solche 
Maßnahmen vollständig gerecht werden können. 
Die Kumulationsprüfung ist nicht vollständig erfolgt und die FFH-Verträglichkeitsprüfung in diesem Punkt 
fehlerhaft. 
Die Anlage einer Pufferzone zwischen der Neubebauung und der Südgrenze des EU-VSG zur 
Abschirmung des Schutzgebietes ist eine zentrale Maßnahme für die Herstellung der Verträglichkeit des 
Vorhabens mit den Erhaltungszielen des EU-Vogelschutzgebietes. (u.a. S. 320, B-Plan Begründung). 
Ob die verschiedenen Funktionen, die diese Pufferzone im Hinblick auf die Herstellung der FFH-
Verträglichkeit erfüllen soll, sich einstellen werden, ist eine Annahme für die ein Beweis (noch) aussteht. 
Erst nachdem das Wohngebiet bezogen wäre, würde sich zeigen, ob die erwarteten abschirmenden 
Effekte eintreten. Die Pufferzone kann somit nicht als bedingende Voraussetzung für die Verträglichkeit 
des Vorhabens herangezogen werden. Es bestehen somit erhebliche Zweifel an der FFH-Verträglichkeit 
des Vorhabens. 
Es wird in der FFH-Verträglichkeitsprüfung angeführt, dass die Wirksamkeit des Pufferstreifens 
zwischen Baugebiet und EU-Vogelschutzgebiet eine grundlegende Voraussetzung dafür ist, dass die 
Auswirkungen des geplanten Vorhabens auf das angrenzende EU-Vogelschutzgebiet überhaupt 
unterhalb der FFH-Erheblichkeitsschwelle bleiben könnten. Die Wirksamkeit der Pufferleistung wird aber 
lediglich angenommen und durch die Ausweisung der nördlichen Flächen als Gewerbegebiet unnötig 
beeinträchtigt. Solange keine Garantie für die Wirksamkeit gegeben wird, muss vorsorglich von einer 
Überschreitung der Erheblichkeitsschwelle ausgegangen werden. 
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Pufferstreifen 
Der Pufferstreifen nördlich der Bahn und südlich des NSG soll einerseits für Freizeitnutzung und 
andererseits für Ausgleichsmaßnahmen herhalten. Das ist in der Realität nicht umsetzbar und führt zu 
Konflikten und Abstrichen im Artenschutz und der Qualität der Ausgleichsmaßnahmen. 
 
Radschnellweg 
Wir möchten in diesem Zusammenhang auch noch einmal darauf hinweisen, dass wir eine Planung 
eines Radschnellwegs nördlich der Bahntrasse im Pufferstreifen nach wie vor kritisch sehen, weil damit 
die wichtigen Puffer- und Ausgleichsflächen und deren Funktionen stark beeinträchtigt werden würden. 
Der Radschnellweg wird nach wie vor nördlich der Bahntrasse geplant. Die Herausnahme des 
Radschnellweges aus der vorgelegten B-Planung ändert daran de facto nichts. Die Funktionalität der im 
B-Plan vorgelegten Planungen für die Flächen nördlich der Bahn wird durch den Radschnellweg 
beeinträchtigt. 
 
FFH -Verträglichkeitsprüfung - FFH Unverträglichkeit des Projektes:  
Wie wird freilaufenden Katzen entgegengewirkt? 
Am Beispiel der Problematik der zunehmenden Hauskatzen im Gebiet wird nach wie vor exemplarisch 
deutlich, dass das Vogelschutzgebiet erheblichen und erheblich erhöhten Beeinträchtigungen 
ausgesetzt werden wird. Alle Maßnahme zeigen die verzweifelte Suche nach Lösungen, um die 
Bebauung durchführen zu können.  
Die technischen Anlagen (Tore, Zäune etc.) im umgebenden Gebiet (andere Planungen) weisen 
regelmäßig technische Defekte auf. Daher ist hier ein Schutz vor dem Eindringen von freilaufenden 
Katzen in das Vogelschutzgebiet weiterhin als Störung anzunehmen, gerade war das Schutztor an der 
Grenze Hamburg/ Niedersachsen (Siedlung Am Apfelgarten) über Wochen defekt. Selbstschließende 
Tore im Plangebiet Neugraben-Fischbek 65 (Vogelkamp) werden regelmäßig so manipuliert, dass sie 
dauerhaft offen stehen. 
 
Vergrämung von Katzen mittels Ultraschalltönen:  
Welche möglichen negativen Auswirkungen auf Fledermäuse und ggf, weitere Artengruppen sind hier 
möglich? Inwieweit wurde dies im Verfahren geprüft? Die gängig genutzten Frequenzen für das 
Verscheuchen von Katzen liegen im Spektrum von verschiedenen Fledermausarten. Hier sind Konflikte 
zu prüfen, ob es zu populationsrelevanten Störungen kommt. Gerade wenn es sich um 
Wegeverbindungen handelt die möglicherweise auch von Fledermäusen genutzt werden. Um eine 
solche Anlage zu stellen ist der Artenschutz (z.B. Auswirkung auf Fledermäuse) zu berücksichtigen 
 
Auch stellt sich die Frage nach dem Umgang mit dem in der FFH Verträglichkeits-(FFH V) Prüfung 2024 
als unabdingbar festgestelltem Abschuss freilaufender Hauskatzen. In der FFH V Prüfung ist die 
Forderung deutlich formuliert und hat als Adressaten die Jagdausübungsberechtigten im Kapitel: 
VORHABENSBEZOGENE MAßNAHMEN ZUR SCHADENSBEGRENZUNG, FFH V Prüfung 2024, S. 
54: 
„Die Durchsetzung des Abschusses freilaufender Katzen in der offenen Landschaft ist unabdingbar. 
Von dieser Möglichkeit muss durch die Jagdausübungsberechtigten aus Gründen des 
Wiesenvogelschutzes in den EU-VSG auch tatsächlich Gebrauch gemacht werden. Zur Durchsetzung 
ist eine Öffentlichkeitsinformation sinnvoll. Entsprechende Hinweise sollen in den Grundstückskauf-
verträgen der IBA Hamburg GmbH aufgenommen werden.“ 
Auch das Artenschutzgutachten (2023) formuliert auf S. 71 deutlich: konsequente Durchsetzung des 
Hunde-Leinenzwangs und des Abschussgebots für freilaufende Katzen im EU-VSG. 
 
In dem Entwurf der Begründung zum B-Plan steht dann auf S. 322: 
„Als flankierende Maßnahmen sind der Abschuss freilaufender Katzen in der offenen 
Landschaft des EU-VSG sowie der Leinenzwang für Hunde erforderlich. Hierzu sollen alle möglichen 
Informationsebenen für die Bewohner und Besucher genutzt werden.“ 
 
Im Entwurf der Verordnung zum B-Plan ist hingegen keinerlei Formulierung zum unabdingbaren 
Abschuss von Hauskatzen in der freien Landschaft des EU-Vogelschutzgebietes mehr zu finden. Da die 
Forderung in der FFH V Prüfung als unabdingbar gestellt wurde um eine erhebliche Störung des 
Gebietes auszuschließen und auch in der Artenschutzprüfung gefordert werden, gilt es hier 
nachzubessern, damit die Verordnung den Forderungen der FFH V Prüfung und dem Artenschutz auch 
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nachkommt. Zudem ist zu klären, wer diese Forderung so umsetzten kann, dass die Formulierung 
überhaupt zulässig ist, können Jagdausübungsberechtigte überhaupt bindend zum Abschuss 
verpflichtet werden? Hier wäre vermutlich eher ein Berufsjäger zu beauftragen. 
re vermutlich eher ein Berufsjäger zu beauftragen. 
Es ist sicherlich keine schöne Tätigkeit Hauskatzen abzuschießen. Diese Forderung aus der FFH V 
Prüfung und im Artenschutz zeigt jedoch deutlich, wie stark sich der Druck auf das Vogelschutzgebiet 
erhöhen wird und wie hochproblematisch und konfliktträchtig die ganze Planung ist. Nur mit der 
Verpflichtung freilaufende Hauskatzen im Schutzgebiet konsequent zu bejagen können nach Auffassung 
der Gutachter Verstöße gegen Naturschutzrecht auf nationaler und auf EU-Ebene vermieden werden.  
EU-Ebene vermieden werden.  
Die Forderung müsste dann allerdings auch konsequent aus dem Gutachten in die Verordnung des B-
Planes übernommen werden, das sie ansonsten aus unserer Sicht keine Rechtswirksamkeit erlangt. 
 
FFH VP 2024, S. 52: „Für den Fall einer Realisierung der diskutierten Variante der 
Radschnellverbindung Hamburg – Stade entlang des Wirtschaftswegs nördlich der Bahntrasse (Kap. 
9.11) besteht von der DB aus Sicherheitsgründen der Wunsch, einen Zaun zwischen den Bahnanlagen 
und der geplanten Fahrradroute anzulegen, der dann die Funktion eines Katzenschutzzauns mit 
übernehmen Könnte“ 
 
Diese Aussage ist irrelevant und irreführend. Der Radschnellweg ist eben nicht Gegenstand der 
vorgelegten Planungen. Zukünftige Schutzwirkungen sind rechtlich nicht relevant, da nicht im 
vorgelegten B-Plan Verfahren beeinflussbar 
 
 
Wasserhaushalt des Moorgürtels 
Bisher versickert im Plangebiet, wie auch der LBP konstatiert, "ein großer Teil des 
Niederschlagswassers ... auch auf den gut wasserdurchlässigen sandigen Böden" und sickert im 
Bereich des Moores wieder aus. "Die Aussickerungsfunktion hat zu einer permanenten Vernässung und 
damit zur Moorbildung geführt". Die Versiegelung von ca. 38 ha im direkten Einzugsgebiets des 
Moorgürtels würde sich unseres Erachtens zwangsläufig negativ auf Grundwasserzustrom und -
aussickerung im Moorgürtel auswirken, was einen potentiellen erheblichen Konflikt mit der NSG-VO, 
dem gesetzlichen Biotopschutz und dem Verschlechterungsverbot von FFH-Lebensraumtypen 
(Nincoper Moor) darstellt. Wie groß ist der Effekt?  
 
Ggf. muss untersucht werden, ob das gemäß der Planungen künftig verstärkt über die Gräben 
Rethenbek/Streckengraben, Abzugsgraben Fischbek und Stargraben abgeleitete Wasser innerhalb des 
NSGs Moorgürtel nach Reinigung über Absetzbecken o.ä. für einen Einstau in wiederzuvernässende 
Moorflächen (etwa im Nincoper Moor) genutzt werden kann. 

Unzureichender Biotopverbund im Osten des Plangebietes: 
Am Ostrand des Vorhabengebietes ist in den Planungen auch der Biotopverbund mit eingestellt. Leider 
wurden die Flächen im Fortgang der Planungen gegenüber der Unterlage der Trägerbeteiligung 2019 
noch einmal deutlich weiterverschmälert, anstatt sie – wie fachlich geboten – zu verbreitern. Auch die 
bisher schon von uns kritisierte Störung durch angrenzende Sportanlagen besteht zu dem fort. 
Im Austausch mit der IBA wurde seitens der IBA zugesagt, dass die Tennisplätze nicht beleuchtet 
würden. Nun jedoch ist in der Begründung Entwurf zum B-Plan zu lesen: 
Davon abweichend dürfen Flutlicht-Leuchten für die Sportstätten Leuchtmitteln bis maximal 4000 Kelvin 
nutzen. Die Lichtquellen sind bis maximal 22:00 Uhr zu betreiben (vgl. § 2 Nr. 41 der Verordnung). 
Wo findet sich die Festsetzung, dass die Tennisplätze nicht beleuchtet werden dürfen? 
 
Das bedeutet im Umkehrschluss, dass die Sportstätten zu relevanten Zeiten von z.B. 
Fledermausaktivitäten sehr intensiv beleuchtet werden können. Hier gibt es ein krasses Missverhältnis 
und die Änderungen von Zusagen ins Gegenteil. Der Biotopverbund existiert somit in der Theorie und 
gleichzeitig wird in der Praxis leider sehr wenig zur wichtigen und notwendigen Vernetzung von 
Lebensräumen beitragen. Hier muss nachgebessert werden. Wir fordern eine deutliche Verbreiterung 
des Korridors, um dessen Funktionalität sicherzustellen. 
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Gewerbegebiet und Änderung des Flächennutzungsplans, Umwandlung von „Allgemeinem 
Wohngebiet“ in Flächen für „Gewerbe, Industrie und Hafen“: 
Im nördlichen Bereich des überplanten Gebietes war bislang allgemeiner Wohnungsbau vorgesehen. In 
der Abänderung des F-Plans werden diese in direkter Nachbarschaft zum NSG liegenden Flächen nun 
als Gewerbegebiet ausgewiesen. Dies kritisieren wir. Der Bedarf der Flächeninanspruchnahme auf der 
grünen Wiese begründet sich in erster Linie mit mangelndem bzw. zu teurem Wohnraum in Hamburg. 
Es sollen nun aber auf circa 30 % der zu bebauenden Flächen entgegen dem bisherigen FNP gar keine 
Wohnungen errichtet werden. Dies erscheint unverständlich.  
Weiterhin hat die Umwidmung der betroffenen Flächen erhebliche negative Auswirkungen auf das 
angrenzende Naturschutzgebiet. 
Auf S. 10 der Begründung heißt es: „Mit der bisher vorgesehenen Entwicklung als Wohnbaufläche 
würde sich allerdings im Vergleich zur neu geplanten gewerblichen Entwicklung ein höherer 
Grünflächenanteil mit einer geringeren Bodenversiegelung ergeben.“ Dass im Gegenzug im Inneren des 
Planungsgebietes vermehrt Grünflächen geschaffen werden, ist irrelevant im Hinblick auf die größere 
Barrierewirkung von Gewerbe sowohl im Hinblick auf Versiegelung als auch Bauhöhe. In der 
Begründung heißt es dazu, dass damit eine stärkere Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ermöglicht 
und außerdem „der zukünftige Siedlungsrand im Übergang zur nördlich angrenzenden Kulturlandschaft 
durch eine eher großmaßstäbliche Bebauung geprägt sei“. Auf S. 15 wiederum wird eingeräumt, „die 
Störeffekte einer Gewerbeplanung auf die empfindlichen Arten im nördlich angrenzenden Moorgürtel 
sind als erheblich zu bewerten.“ Damit ist gerade die unmittelbar an die Pufferflächen nördlich der Bahn 
angrenzende Bebauung besonders störungsintensiv. All dieses bedeutet, dass dauerhaft unnötig hohe 
negative Beeinträchtigungen vom Gewerbegebiet ausgehend auf den Pufferstreifen einwirken werden. 
 
Es wird nun aber u.a. auf S. 91 der FFH-Verträglichkeitsprüfung angeführt, dass die Wirksamkeit des 
Pufferstreifens zwischen Baugebiet und EU-Vogelschutzgebiet eine grundlegende Voraussetzung dafür 
ist, dass die Auswirkungen des geplanten Vorhabens auf das angrenzende EU-Vogelschutzgebiet 
überhaupt unterhalb der FFH-Erheblichkeitsschwelle bleiben könnten. Die Wirksamkeit der 
Pufferleistung wird aber lediglich angenommen und durch die Ausweisung der nördlichen Flächen als 
Gewerbegebiet unnötig beeinträchtigt. Solange keine Garantie für die Wirksamkeit gegeben wird, muss 
vorsorglich von einer Überschreitung der Erheblichkeitsschwelle ausgegangen werden. 
 
Planerisches und politisches Ziel von A 26 West und Ost ist angeblich, die Bundesstraße 73 vom 
Schwerverkehr zu entlasten. Mit der Planung vor allem vom Gewerbegebietsanteil der Fischbeker 
Reethen wird dieses Ziel dadurch konterkariert, dass Schwerlastverkehr von der A 26 West in das neue 
Gewerbegebiet nördlich des Wohngebiets geleitet wird oder umgekehrt vom Gewerbegebiet Richtung 
Osten nach Harburg oder nach West auf die Autobahn. Zudem entstehen ebenfalls Wirtschaftsverkehre 
von Osten auf der B 73 kommend, die ebenfalls das neue Gewerbegebiet erreichen wollen.  
 
Anstatt ein verkehrsarmes Wohngebiet mit Zugang zur S-Bahn zu entwickeln, wird entgegen der Ziele 
von Verkehrs- und Mobilitätswende ausgerechnet Schwerlastverkehr in dicht besiedeltes Wohngebiet 
entlang der B 73 und weiter in die Fischbeker Reethen geleitet. Hier gehen der Anspruch an eine 
angebliche Entlastung der Bürgerinnen und Bürger im Hamburger Süden hinsichtlich der Reduzierung 
von Luftschadstoffen (NOx, Feinstaub, Ruß) und Verkehrslärm mit der dann eintretenden Wirklichkeit 
weit auseinander. Dass zudem das Wohngebiet umfahren werden muss, um das nördlich vor dem 
Bahndamm gelegene Gewerbegebiet zu erreichen, widerspricht in der Gesamtkonzeption dem 
angeblich vordringlichen Gesundheitsschutz, mit dem auch der Bau der A 26 Ost gerechtfertigt wird. 
Tatsächlich ist es aber so, dass Planung, Politik und Verwaltung sich für ihre jeweiligen Interessen 
eigene Argumentationen bereitstellen, die nicht mit einander korrespondieren. Gesundheitsschutz sowie 
Mobilitäts- und Verkehrswende lassen sich nicht damit in Einklang bringen, dass Schwerlastverkehr 
dorthin geleitet wird, wo man ihn mit Blick auf andere Vorhaben (A 26 Ost) angeblich nicht mehr haben 
möchte.  
 
Artenschutz - Mängel und Defizite: 
Der aktualisierte Artenschutzbeitrag (AFB) von 2023 stellt klar (S.69), dass die Artenschutzmaßnahmen, 
die aufgrund der vorangegangenen Erfassungen (ab 2016) als notwendig festgestellt wurden, nach wie 
vor notwendig sind und auch umgesetzt werden.  
Vor diesem Hintergrund ist die methodisch nicht ausreichende Erfassung im Jahr 2022 dennoch zu 
kritisieren:  Nach AFB wurde 2022 im Rahmen der Brutvogelerfassung kein Brutrevier des 
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Wachtelkönigs festgestellt. 2016 und 2018 gab es Feststellungen des Wachtelkönigs (Rufer) im und am 
Plangebiet. Nach der im AFB beschriebenen Methodik wurde 2022 jedoch nicht zu den für die 
Erfassung des Wachtelkönigs optimalen Zeitpunkten (zeitlich und im Jahresverlauf) erfasst und auch 
nur einmalig. Die Nachterfassung fand am 2 Juni 2022 von 19-23 Uhr statt. Weder davor noch danach 
fanden weitere Nacht-Begehungen statt. Die Methodik nach DDA (Dachverband deutscher Avifaunisten) 
und Südbeck et al (2005) geben mehr Erfassungstermine für den Wachtelkönig vor und erläutern 
zudem, dass die Erfassung des Wachtelkönigs nicht vor 23 Uhr beginnen soll.  
Da es im Verfahren möglicherweise zu weiteren Verzögerungen kommt, besteht die Gefahr, dass die 
Nichterfassung des Wachtelkönigs im Jahr 2022 sich als Veränderung auf die Planung auswirken 
könnte. 
 
Feldlerchen CEF:  
Für Feldlerchen ist eine Mindestreviergröße von 3 ha je Brutpaar notwendig, und das auch nur bei 
Optimalhabitaten. Gerade bei neu herzustellenden Flächen ist von einem höheren Flächenbedarf 
auszugehen.   
 
Die Einzel-CEF-Flächen für Feldlerchen sind an vielen Stellen nach wie vor meist zu klein, sie 
unterschreiten teilweise die Flächengröße der Reviervorgabe, gerade wenn sie vereinzelt liegen.  
Weiter sind einige sehr schmale Flurstücke als CEF-Maßnahmen Flächen für Feldlerchen vorgesehen, 
hier gilt im verstärkten Maße, dass diese Flächen nur dann als Feldlerchenreviere funktionieren können, 
wenn auch die Umgebung diese zulässt. Bei langen schmalen Stücken sind Randeffekte übermäßig 
prägend. Hier kann nicht von sicheren CEF-Maßnahmen ausgegangen werden, wenn die 
Nachbarflächen nicht ebenfalls gesichert (zum Beispiel durch Ausgleichsmaßnahmen anderer Projekte) 
sind. Dies ist darzustellen.  
Die CEF-Maßnahmen Flächen für Feldlerche liegen rechnerisch bei 27ha. Wenn von 9 zu ersetzenden 
Brutrevieren a 3 ha ausgegangen wird, scheint das rechnerisch hinzukommen. Mit den oben genannten 
Einschränkungen durch Randeffekte, zu kleinen Teilflächen und den Wirkräumen angrenzender 
Straßen/Baustellen und der Tatsache, dass bei der Einrichtung der Lerchenfenster der ganze Acker 
mitberechnet wurde, wird deutlich, dass alleine für die Feldlerchen größere und zusammenhängende 
Flächen als CEF-Maßnahmen bereitgestellt werden müssen, damit der B-Plan nicht gegen den 
Artenschutz verstößt. 
 
Zum Erhalt der ökologischen Funktion der Brutreviere von Feldlerche und Wiesenschafstelze im 
räumlichen Zusammenhang wäre eine konsequente ökologische Aufwertung/Nutzungsextensivierung 
der Maisäcker im nördlichen Plangebiet zwischen Bahnstrecke und Naturschutzgebiet Moorgürtel sowie 
der östlich anschließenden Ackerflächen der Vorgeest bis zum Gebiet Am Aschenland geboten. 
Dadurch könnten den betroffenen Brutpaaren Ersatzhabitate in ausreichender räumlicher Nähe zur 
Verfügung gestellt werden, welche den tatsächlich besiedelten Biotopen im geplanten Baugebiet 
entsprechen - im Unterschied zu den kleinteiligen und überwiegend verstreut im Grünland des 
Moorgürtels gelegenen Maßnahmenflächen der vorliegenden Planung (vgl. AFB, Abb. 21). Letztere 
befinden sich mit Distanzen von bis zu 3,5 km teilweise außerhalb der Entfernung von 2 km, die bei 
CEF-Maßnahmen für die ortstreue Art Feldlerche im Regelfall eingehalten werden soll (vgl. 
https://artenschutz.naturschutzinformationen.nrw.de/artenschutz/de/arten/gruppe/voegel/massn/103035)
. 
Wachtelkönig 
Wie schon in unserer Stellungnahme 2020 betont: Nach wie vor sind die CEF-Maßnahmenflächen für 
zwei Brutreviere des Wachtelkönigs mit einem erheblichen Teil im Vogelschutzgebiet V59 Moore bei 
Buxtehude geplant. Hier sind die Bestände in den letzten Jahren stark zurückgegangen. Das NLWKN; 
Staatliche Vogelschutzwarte Hannover, bestätigte auf Nachfrage einen ungünstigen Erhaltungszustand 
und eine negative Bestandsentwicklung, also den ungünstigen Erhaltungszustand (C) der Art. Bei 
diesem Erhaltungszustand sind Maßnahmen für den Wachtelkönig in diesem Gebiet dringend geboten. 
Jedoch müssen sie als „Sowieso-Maßnahmen umgesetzt werden. Sie können nicht als 
Ausgleichsmaßnahmen für die Beeinträchtigung oder Zerstörung bestehender Reviere angerechnet 
werden. Danach sind erheblich weitere Flächen für den Wachtelkönig an anderer Stelle und außerhalb 
des Vogelschutzgebietes Moore bei Buxtehude zu planen, wenn der vorgelegte B-Plan rechtssicher sein 
soll.  
Die Argumentation der Hamburger Naturschutzbehörde, dass der Landkreis den schlechten 
Erhaltungszustand nicht „verschuldet“ habe und daher dennoch der CEF-Artenschutz-Ausgleich 
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zulässig sei, entbehrt nach unserer Auffassung weiterhin einer Rechtsgrundlage. Wie ist der aktuelle 
Stand der Meldung an die EU zum Erhaltungszustand des Wachtelkönigs in den beiden Gebieten? 
 
Fledermäuse 
CEF-Maßnahme Nr. 7 für Breitflügel- und Zwergfledermaus: Anlage von quartiersnahen 
Nahrungshabitaten: 
Hier ist zur Abnahme der Eignung der CEF-Maßnahmen darzustellen welche Insekten in welchen 
Häufigkeiten hier als Nahrungsquelle für die genannten Arten vorkommen. Im B-Plan ist die Anforderung 
an Qualität und Quantität der Insekten, die vorhanden sein müssen, um die CEF-Maßnahme 
abzunehmen, darzustellen. Nur wenn diese Anforderungen erfüllt sind, kann die CEF-Maßnahme 
wirksam für Fledermäuse sein, nur dann ist sie zuzulassen. Weiter ist im Zuge der CEF-
Maßnahmenfunktionsüberprüfung die installierte Beleuchtung zu überprüfen und mit vorher (im B-Plan) 
festgesetzten Maximalwerten abzugleichen.  
Durch die geplante Bebauung gehen vielfältige Nahrungsreviere von Fledermäusen verloren. Die 
bisherigen Maßnahmen sind nicht ausreichend, um weiterhin ein vielfältiges Nahrungsangebot für die 
Fledermäuse zu gewährleisten. 
AFB, 2. 24: Flugroute für Fledermäuse sind entlang der Panzertrasse und der S-Bahntrasse vorhanden 
Das Plangebiet ist von Flugstraßen verschiedener Fledermaus-Arten durchzogen. Die 
Flugverbindungen führen in alle Richtungen. Weiter sind Quartierverbundsflächen ausgewiesen. 
 
Im AFB werden im Zusammenhang mit den Fledermausvorkommen und deren Flugbewegungen die 
Begriffe Flugweg, Flugstraße, Flugkorridor und Flugbewegung benutzt. Im Text scheinen die Begriffe 
teilweise synonym benutzt zu werden, oder welche Abgrenzungen sind zwischen den Begriffen zu 
ziehen und wie sind sie artenschutzrechtlich zu bewerten?  
 
Die Umsetzung der CEF-Maßnahme 7 lassen weiterhin Zweifel an dem Verständnis für und der 
Rechtmäßigkeit des Vorhabens: wie kann die orange Fläche gleichzeitig gerodet und dennoch 
Bestandteil der CEF-Maßnahme sein? Nach unserer Rechtsauffassung kann diese orange Fläche zwar 
Ausgleichsfläche werden, aber nicht CEF-Maßnahmenfläche.  
Weiterhin ist dies ein Beispiel, das nochmals unsere Forderung unterstreicht auf die Nutzung der 
Vorweggenehmigungsreife gänzlich zu verzichten, da es in diesem Projektgebiet schon so einige 
komplizierte „wenn-dann“ Verknüpfungen gibt, die erfahrungsgemäß bei Vorwegmaßnahmen leider 
weniger gut beaufsichtigt und berücksichtigt werden. So kann auch die Rechtmäßigkeit der Planung 
gefährdet sein.  
 
 
Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung (LBP, Anhang): 
In der Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung werden die Gründächer (sämtliche Baukörper mit Gründach) 
jeweils mit 3 Punkten pro qm angerechnet. Dachbegrünungen sind naturschutzfachlich als 
Minderungsmaßnahme – und nicht als Ausgleichsmaßnahme - anerkennbar. Die Bilanzierung/der 
Ausgleichsbedarf sind in dieser Hinsicht entsprechend zu überarbeiten. 
 
Dachbegrünung 
Dachbegrünung sollte intensiv betrieben werden, Mindestvorgaben für die durchwurzelbare 
Substratschicht sollten bei 20 Zentimetern liegen, damit eine intensive Begrünung ermöglicht wird. 
Anteilig ist eine intensive Dachbegrünung zu fordern. Eine alleinige extensive Begrünung ist nicht 
ausreichend, wenn sich nachhaltige positive Effekte für Flora und Fauna (wie prognostiziert) einstellen 
sollen. 
 
Gebäudebegrünung  
Den hohen Anteil an Dachbegrünung bewerten wir als Klimaanpassungsmaßnahme positiv. Gleiches 
gilt für die Fassadenbegrünung in Gewerbegebieten. Wünschenswert wäre, dass auch in den 
Wohngebieten, den Kitas und der Schule (Gemeinbedarfsflächen) zumindest in Teilen Fassadengrün 
festgesetzt wird. Deren Freiflächen sollten naturnah gestaltet und gepflegt werden.  
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Mobilität: 
Stellplatzschlüssel / Autoreduziertes Quartier 
In den Planunterlagen wird das Ziel eines „autoreduzierten Quartiers“ benannt (Mobilitätskonzept 
Veomo Mobility, S. 4), was wir grundsätzlich begrüßen. Das Mobilitätskonzept beschreibt drei 
verschiedene Szenarien, wobei das s.g. „Zwischenszenario“ mit einem Stellplatzschlüssel von 0,54 dem 
Ziel eines autoreduzierten Quartiers entspricht (ebd. S. 43). Für ein „fortschrittliches Pilotprojekt im 
suburbanen Raum“ bräuchte es einen Stellplatzschlüssel von 0,37 (ebd. S. 43).   
In der Begründung des B-Planes heißt es auf S. 219 jedoch: „Der Entwurfsidee des Funktionsplans 
folgend wird das Szenario mit einem gemittelten Stellplatzschlüssel von 0,76 (0,66 privat bzw. für 
Bewohnerinnen und Bewohner und 0,1 öffentlich bzw. für Besucherinnen und Besucher) im 
Bebauungsplan für die Dimensionierung der Stellplatzanlagen zugrundgelegt. […] Die Flächensicherung 
in dem Plangebiet für einen Stellplatzschlüssel von 0,76 (Maximalszenario) widerspricht daher nicht 
dem Ziel der Entwicklung des Stellplatzszenarios mit dem gemittelten Stellplatzschlüssel für die 
Wohnnutzung von 0,54 (Zwischenszenario), sondern schafft die Möglichkeit flexibel auf erweiterte 
Bedarfe reagieren zu können.“ 
Schon der Stellplatzschlüssel von 0,54 entspräche nur dem Hamburger Durchschnitt, nämlich einem 
MIV-Anteil von etwa 35%. Von einem innovativen, autoreduzierten Quartier zeugt dies nicht. Noch 
weniger nachvollziehbar ist, warum für die Dimensionierung der Stellplätze im B-Plan dann ein 
Stellplatzschlüssel von 0,76 zugrunde gelegt wird. Die Begründung, damit „flexibel auf erweiterte 
Bedarfe reagieren zu können“ (S. 201), lässt alle Hintertüren offen. Eine solche „Rückfallebene“ dürfte 
eigentlich nicht notwendig sein, wenn es ein funktionierendes Mobilitätskonzept gibt.   
Die Festsetzung eines Stellplatzschlüssels von 0,54 spricht nicht für ein innovatives, autoreduziertes 
Quartier sondern entspräche dem Status Quo des Hamburg-weiten Modal Splits. Ein potenziell 
möglicher Stellplatzschlüssel von 0,76 läge sogar deutlich über dem Hamburger Durchschnitt und läuft 
dem Ziel des Senates zuwider, den MIV-Anteil bis 2030 auf 20% zu reduzieren. 
Wir bitten darum, die Planunterlagen entsprechend anzupassen und einen Stellplatzschlüssel von 0,37 
festzusetzen, wie es das Mobilitätskonzept vorschlägt. Andernfalls kann von einem autoreduziert 
geplanten, innovativen Quartier keine Rede sein. 
 
Energie 
Wir begrüßen die Festsetzung einer Solarmindestfläche (Verordnung, §2 Nr. 26), sehen allerdings hier 
einen Anpassungsbedarf. Bislang sieht die Verordnung einen Anteil von mindestens 30% vor. Das 
entspricht der Vorgabe des Hamburger Klimaschutzgesetzes, geht aber nicht über diese 
Mindestanforderungen hinaus. Andere Bundesländer gehen hier weiter.  
Rheinland-Pfalz gibt in seinem Landesgesetz zur Installation von Solaranlagen für Gewerbe-Neubauten 
mit mehr als 100qm Nutzfläche eine Solarmindestfläche von 60% der Solarinstallations-Eignungsfläche 
vor (§4 LSolarG).  
Die niedersächsische Bauordnung sieht eine Ausstattung von mindestens 50% der Dachfläche mit PV-
Anlagen vor (§32a NBauO). 
In einem neu geplanten Quartier, das damit wirbt besonders nachhaltig und innovativ zu sein, sollte die 
Solarmindestfläche daher auch deutlich höher ausfallen und über dem Hamburger gesetzlichen 
Standard liegen. Wir bitten um eine entsprechende Überarbeitung des Verordnungstextes. 
 
Klima: 
Bilanzierung Treibhausgasemissionen 
Für die Bewertung eines Projektes hinsichtlich Klimaneutralität ist nicht nur die Klimabilanz während des 
Betriebes (also nach Baufertigstellung), sondern auch während der Bauphase mit einzubeziehen. In 
seinen klimapolitischen Empfehlungen an den Hamburger Senat, schreibt der Hamburger Klimabeirat, 
dass die Bilanzierung von Treibhausgasemissionen bei öffentlichen Infrastrukturprojekten eine zentrale 
Anforderung ist. Gerade Maßnahmen der öffentlichen Hand sollten laut Klimabeirat eine „besondere 
Vorbildfunktion“ haben. Der Klimabeirat hält es mit Verweis auf das UVPG, Anlage 4, Nr. 4 b) schon 
jetzt für rechtlich geboten, dass die Treibhausgas-Emissionen, die während der Bauphase entstehen, 
bilanziert werden müssen. Denn auch diese Emissionen sind bei einer mehrjährigen Bauzeit und dem 
hohen Materialaufwand durchaus zu beachten.  
Zwar handelt es sich im vorliegenden Fall nicht um ein Infrastrukturvorhaben, aber dennoch um ein 
Vorhaben, das sich selbst einen Vorbildcharakter ausstellt. 






